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Gewerkschaftstag der IG Metall

Bewährungsprobe Anfang 2004
Dass es auf dem ersten Teil des 20.
Gewerkschaftstags der IG Metall Ende
August in Frankfurt/ Main um Personal-
fragen ging, ist hinlänglich lautstark
durch die Medien gerauscht. Dass es
auch um andere Personalfragen ging,
die weit weniger spektakulär waren, die
Organisation aber ebenso nachhaltig
beeinflussen werden, fiel unter den
Tisch. Manfred Schallmeyer, scheiden-
des Vorstandsmitglied thematisierte die-
se Personalfragen in seinem mündlichen
Geschäftsbericht: Wir dürfen unsere
ausländischen Kolleginnen und Kolle-

gen, so Schallmeyer, „nicht als Träger
von Transparenten und Fahnen und als
Multi-Kulti-Köche am 1. Mai willkom-
men heißen und hernach bei der Re-
präsentanz in den Entscheidungs-
strukturen der Organisation mit faden-
scheinigen Argumenten ausklammern“.

Schallmeyer formulierte das an ande-
rer Stelle noch einmal im Klartext: „Die
aktuelle Repräsentanz der ausländi-
schen Mitglieder in den Entscheidungs-
strukturen der IG Metall steht in einem
krassen Missverhältnis zu ihrem ge-

werkschaftlichen
Organisationsgrad
und ihrem Anteil an
der Gesamtorga-
nisation.“

Damit sich dies
ändert, hat der
Vorstand der IG

Metall am 9. April dieses Jahres ein-
stimmig ein Ausländerförderpro-
gramm beschlossen, das zuvor auf der
Ausländerkonferenz der Gewerk-
schaft vorbereitet worden war. Das
Programm richtet sich aber nicht nur
nach innen. Es benennt auch konkre-

Arbeitslosenquote von Jugendlichen 1983 bis 1999
Deutsche Jugendliche Ausländische Jugendliche insgesamt EU-Bürger Nicht-EU-Bürger

ZAHLENWERK

Die Lage der ausländischen Bevölke-
rung auf dem deutschen Arbeitsmarkt
hat sich in den letzten Jahren drastisch
verschlechtert. Dies ist ein Ergebnis ei-
ner Studie des Instituts Arbeit und Tech-

nik (IAT) in Gelsenkirchen, die unter
Leitung des Vizepräsidenten des IAT,
Prof. Dr. Gerhard Bosch für die Europä-
ische Union erstellt wurde. Besonders
deutlich ist das erkennbar, wenn der

Abstand zwischen den Arbeitslosen-
quoten für deutsche und nicht-deut-
sche Jugendliche betrachtet wird.
Informationen im Internet unter:
www.iatge.de

Quelle: IAT
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te Schritte zur Überwindung von Be-
nachteiligungen von AusländerInnen
auf dem Arbeitsmarkt und ihre Inte-
gration in die Gesellschaft insgesamt.

Solche Forderungen können umso
glaubwürdiger vertreten werden, wenn
die IG Metall Integration und Beteili-
gung in der eigenen Organisation vor-
bildlich löst. Im Ausländerförder-
programm heißt es dazu: „Die Reprä-
sentanz ausländischer IG Metall
Mitglieder ist bei der Besetzung und
Wahl der Gremien und Organe der IG
Metall deutlich zu verbessern“. Man-
fred Schallmeyer möchte nicht, dass das
auf die lange Bank geschoben wird:
„Die Organisationswahlen Anfang
2004 sind eine willkommene Gelegen-
heit und erste Bewährungsprobe.“

Der mündliche Geschäftsbericht von
Man-fred Schallmeyer steht im Internet
auf der Website der IG Metall:
www.igmetall.de, Unterpunkt Gewerk-
schaftstag und beim DGB Bildungswerk
unter: www.migration-online.de/
schallmeyer
Als Fax-Abruf steht sie zu Verfügung
unter: 0211/4301-615

DGB  BILDUNGSWERK
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Förderung von Integration

Die kommende Fortsetzung der
Diskussion

Das Wichtigste, was er bis zum Ende
seiner Amtszeit im Mai 2004 unter Dach
und Fach bringen möchte - so Bundes-
präsident Johannes Rau -, ist das Zu-
wanderungsgesetz. Die Diskussion um
das Gesetz wird jetzt wieder neu auf-
flammen. Offensichtlich gab es in der
Politik eine stillschweigende Überein-
kunft, das Thema bis nach der Landtags-
wahl in Bayern auf kleiner Flamme zu
kochen. Und die ist ja nun vorbei.

Eine Rolle in der Diskussion wird sicher
auch der vom Land Niedersachsen am
11. Juli im Bundesrat eingebrachte
Gesetzesentwurf „zur Förderung der
Integration von Ausländern“ spielen.
Sozusagen im Paket wurde gleich auch
die Änderung des Bundesvertriebenen-
gesetzes beantragt, um eine entspre-
chende Integration für Spätaussiedler
festzulegen.

Die Einbringung des Integrations-
förderungsgesetzes verlief praktisch
ohne Resonanz in den Medien - die
Meinungen waren schon vorher heftig
ausgetauscht worden. So hatte die
Ausländerbeauftragte schon im Mai die
Gesetzesinitiative der Union als Ausweg

„aus ihrer selbstverschuldeten Blocka-
de“ bewertet und kritisiert, dass der
Entwurf sich auf die sprachliche Einglie-
derung reduziert, „ohne die Grundla-
gen für die Zuwanderung, Arbeitsmarkt-
zugang und rechtliche Integration mit-
zuregeln“.

In der Tat liegt der Schwerpunkt des
Gesetzentwurfs auf der Sprach-
förderung mit insgesamt 900 Stunden,
die sich in einen Basis-, Aufbau- und
Vertiefungskurs mit jeweils 300 Stun-
den aufteilen. Hinzu kommen 30 Stun-
den „zur Vermittlung von Kenntnissen
der deutschen Rechtsordnung, Kultur
und Geschichte“.

Einen Anspruch auf Teilnahme und
gleichzeitige Verpflichtung zur Teilnah-
me haben Drittstaatler, die eine
zumindest für ein Jahr geltende Aufent-
haltserlaubnis oder Aufenthaltsbefugnis
besitzen - also Menschen, die noch nicht
auf Dauer hier leben - und seit langem
hier lebende über 18jährige Aus-
länderInnen, die arbeitslos sind oder
Sozialhilfe empfangen und nicht über
ausreichende Deutschkenntnisse verfü-
gen. AusländerInnen, die zum Zweck der

Familienzusammenführung oder der
Erwerbstätigkeit nach Deutschland
kommen, müssen die Kosten für die
Kurse in voller Höhe übernehmen.

Am Ende der jeweiligen Kurse steht ein
Abschlusstest, der die erfolgreiche Teil-
nahme nachweisen soll. Berechtigte/
verpflichtete AusländerInnen, die nicht
an den Kursen teilnehmen, müssen mit
Sanktionen rechnen. So sind Sperrzeiten
beim Arbeitslosengeld vorgesehen und
die Hilfe zum Lebensunterhalt wird in
einem ersten Schritt um mindestens 25
Prozent gekürzt.

Der „Entwurf eines Gesetzes zur För-
derung der Integration von Ausländern“
des Landes Niedersachsen kann als
PDF-Datei herunter geladen werden
unter: www.migration-online.de/
integrationsfoerderungsgesetz

Informationen:
www.IDAeV.de
Informations- und Dokumentations-
zentrum für Antirassismusarbeit e.V.
Volmerswerther  Str. 20
40221 Düsseldorf
Tel.: 0211/ 15 92 55-5
Fax: 0211/ 15 92 55-69
E-Mail: Info@IDAeV.de

Erweiterte Angebote
Mit neuer Website präsentiert sich das
Informations- und Dokumentations-
zentrum für Antirassismusarbeit
e.V.(IDA) seit dem 31. Juli im Internet.
Ziel der Überarbeitung war es, neben
einem ansprechenden Design die
Benutzerfreundlichkeit zu verbessern.
Neben Informationen über die Arbeit
des IDA finden sich auf der Website
unterschiedliche Rubriken mit Service-
Angeboten. Unter „Trainings“ gibt es
Informationen über interkulturelle
bzw. antirassistische Trainings und die
jeweiligen Anbieter. Wer „Lesenswert“
anklickt, findet Zusammenfassungen
der Reader und Verzeichnisse, die beim
Verein bestellt werden können. Das
Film- und Videoverzeichnis bietet ei-

Informations- und Dokumentationszentrum für Antirassismusarbeit

nen Überblick über Filme
zu den Themen (Anti-)
Rassismus, Rechtsextre-
mismus, interkulturelles
Lernen und Migration.

Zu den Aufgaben des
1990 von demokratischen
Jugendverbänden gegründeten
Informationszentrums gehört
es, Informationen aus den Bereichen
Fremdenfeindlichkeit, Rassismus, Mi-
gration und interkulturelles Zusam-
menleben zu sammeln und Interes-
sierten zur Verfügung zu stellen. Das
sind vor allem Jugendverbände, Ver-
eine, Schulen und Aktive in der Ju-
gendarbeit.

Seite 1
Gewerkschaftstag der IG Metall
Bewährungsprobe Anfang 2004

Zahlenwerk
Arbeitslosenquote von Jugendlichen
1983 bis 1999

Seite 2
Förderung von Integration
Die kommende Fortsetzung der
Diskussion

Informations- und Dokumentations-
zentrum für Antirassismusarbeit
Erweiterte Angebote

Seite 3
Studie der Bundesarbeitsgemeinschaft
der Freien Wohlfahrtspflege
Pfadfinder im europäischen Gesetzes-
dschungel

„Gastarbeiter“ GastarbeitnehmerInnen
Sprachverwirrung

Studie zum AusländerInnenbild
im Nachmittagsfernsehen
Machos und Kriminelle

Kompetenzagenturen
Wegweiser für benachteiligte
Jugendliche

Seite 4
KOMMENTAR
von Prof. Dr. Rita Süssmuth
Der Sachverständigenrat für Zuwande-
rung und Integration: Seine Aufgaben
und Seine Notwendigkeit

 Die Themen



Forum Migration                        Seite 3

Okt / 2003

Einen Überblick über den Stand der
Gesetzgebungsverfahren bietet die
Europavertretung der Bundes-
arbeitsgemeinschaft der Freien Wohl-
fahrtspflege mit ihrer Überblickstudie
„Migrations- und Asylpolitik - Aktuel-
le Entwicklungen auf europäischer
Ebene“, die jetzt in der fünften über-
arbeiteten Auflage erschienen ist.

Die außerordentlich detaillierte Auf-
arbeitung bietet eine Einordnung der
jeweiligen Gesetzgebungsschritte der
Kommission, Stellungnahmen ver-
schiedener Institutionen der EU wie
des Sozial- und Wirtschaftsaus-
schusses und des Europäischen Par-
laments, aber auch von Nichtre-
gierungsorganisationen.

Studie der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege

Pfadfinder im europäischen
Gesetzesdschungel

Migrations- und Asylpolitik sind mit
dem Inkrafttreten des Amsterdamer
Vertrags am 1. Mai 1999 ein eigenstän-
diger Teil der Politik der Europäischen
Gemeinschaft. Unter dem wenig an-
schaulichen Titel des EG-Vertrags -
„Schaffung eines Raumes der Sicher-
heit und des Rechts“ - verbirgt sich eine
erhebliche Aktivität zu so unterschied-
lichen politischen Fragen wie Schutz bei
Massenzustrom, Erwerbstätigkeit von
Drittstaatsangehörigen oder Familien-
zusammenführung. Eingeflossen sind
sie in Richtlinien der EU - die in natio-
nales Recht umgesetzt werden müssen/
mussten -, Richtlinienentwürfe, Mittei-
lungen, Verordnungen.

Wirkt sich Deutschlands Nachmittags-
programm negativ auf das Ausländer-
Innenbild von Kindern aus? Diese Fra-
ge stellte sich ein Team von Wissen-
schaftlerInnen des Lehrstuhls für
Medienpädagogik und Weiterbildung
an der Universität Leipzig in Zusam-
menarbeit mit dem Institut für Medi-
enpädagogik in Forschung und Praxis
(JFF) in München. Die Studie, in Auf-
trag gegeben von den Landesmedien-
anstalten Schleswig-Holstein (ULR),
Bremen (BREMA) und Mecklenburg-
Vorpommern (LRZ), erforschte die
Wahrnehmung von 41 Jungen und
Mädchen, mit variierendem Bildungs-
hintergrund, im Alter zwischen 9 und
14 Jahren. Die Kinder schauten sich 30
verschiedene Sendungen an, die Nach-
mittags ausgestrahlt werden, vor-
nehmlich Daily Talks, Gerichtsshows
und Boulevardmagazine.

Heranwachsenden mit Migrations-
hintergrund wurde in der Studie eine
herausragende, jedoch keine zentrale
Rolle zuteil. Laut Studie hätte dies den
Rahmen gesprengt, weise aber auf zu-

künftigen Forschungsbedarf hin.

Während sich die 9- und 10-jährigen
noch nicht von den gezeigten Stereoty-
pen beeinflussen ließen, übernahmen
die älteren Kinder die ausgestrahlten
Vorurteile meist vorbehaltlos. Die ge-
zeigten MigrantInnen sind meist männ-
lich. In den Talkshows werden die Aus-
länder durch den chauvinistischen, ar-
roganten, „südländischen Macho“
vertreten, bei den Gerichtsshows ist es
der „kriminelle Ausländer“ der am häu-
figsten gezeigt wird. Anstelle der gezeig-
ten Klischees, wünschen sich die Kin-
der, mehr Informationen über das wirk-
liche Alltagsleben von Migrantinnen und
Migranten und deren Zusammenleben
mit Deutschen.

Laut Gernot Schumann, dem Direktor
der ULR, sei die Studie eine „Anregung
für Eltern und Lehrer zum Dialog mit
den jungen Fernsehkonsumenten zu
einem offensiven Umgang mit dem
Ausländerbild im Fernsehen“. Weiter
betont er, dass Multi-Kulti auch in der
Familie und Schule Programm sein soll-

te, damit nicht das Fernsehen die
Hauptrolle bei der Meinungsbildung
von Kindern und Jugendlichen spiele.

Die Frage dabei bleibt nur, wie sich das
Meinungsbild der Jugendlichen zu-
sammen setzt, die das 14. Lebensjahr
bereits überschritten haben, und
ebenso beeinflussbar sind wie die jün-
geren Kinder.

Die Studie „Was guckst du, was denkst
du?“ ist kostenlos unter der Telefon-
nummer 0431/ 9745-60 oder per E-
Mail unter ulr@ulr.de zu bestellen. Au-
ßerdem ist sie als pdf-Datei von der
offiziellen ULR Homepage (www.ulr.de)
herunter zu laden.

Studie zum AusländerInnenbild im Nachmittagsfernsehen

Machos und Kriminelle

Wer sich mit der Politik der EU auf dem
Gebiet Migrations- und Asylpolitik be-
fassen will - was angesichts der
Europäisierung nationaler Politiken nahe
liegt - findet hier ein unverzichtbares
Nachschlagewerk, einen Pfadfinder im
europäischen Gesetzesdschungel.

Die Untersuchung „Migrations- und
Asylpolitik - Aktuelle Entwicklungen auf
europäischer Ebene“ kann im Internet
als PDF-Datei herunter geladen werden
unter www.migration-online.de/
ueberblickstudie (138 Seiten)
Die Europavertretung der Bundes-
arbeitsgemeinschaft der Freien Wohl-
fahrtspflege ist erreichbar unter: Rue
de Pascale 4-6, B-1040 Brüssel, Tel.:
0032/ 2/ 230 45 00, Fax: 0032/ 2/ 230 57 04

Im Alltag ist immer wieder einmal -
und immer noch - von „Gastarbeitern“
die Rede, wenn angeworbene
ArbeitnehmerInnen gemeint sind. Und
wenn dann der Begriff Gastarbeit-
nehmerInnen auftaucht, denkt so
mancher - auch Redakteur, was sich
dann gelegentlich in den Medien nie-
derschlägt -, Arbeiter sei heute nicht
mehr so in, deshalb heiße es eben Ar-
beitnehmer bzw. Arbeitnehmerin.

Falsch: GastarbeitnehmerInnen sind
ausländische Fachkräfte, die in
Deutschland ihre beruflichen Kenntnis-
se und Fertigkeiten sowie ihre deut-
schen Sprachkenntnisse erweitern
wollen. Sie kommen im Rahmen der
Anwerbestoppausnahmeverordnung.
Diese regelt eine Reihe von Tatbestän-
den, die es erlauben trotz Anwerbe-
stopp eine Arbeitsgenehmigung zu er-
teilen. Das gilt zum Beispiel für den
wissenschaftlichen und künstlerischen
Bereich, aber auch - zeitlich begrenzt
- für Werk-vertragarbeitnehmerInnen
und eben GastarbeitnehmerInnen.
Deren Zahl ist wie die der Werkvertra-
garbeitnehmerInnen kontingentiert.

„Gastarbeiter“
GastarbeitnehmerInnen

Sprachverwirrung

In 15 deutschen Städten eröffneten am
29. Juli 2003 so genannte Kompetenz-
agenturen. Diese richten sich an Jugend-
liche, die mit anderen Fördermaßnahmen
bisher nicht erreicht werden konnten. Die
Kompetenzagenturen sind Teil des bun-
desweiten Modellprogramms „Arbeits-
weltbezogene Jugendsozialarbeit“ des
Bundesministeriums für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend. Die Bundesre-
gierung stellt dafür bis 2006 10,5 Milli-
onen Euro zur Verfügung, die beteilig-
ten Kommunen tragen bis zu 25 Prozent
der Kosten.

Entscheidend für die Arbeit der Kompe-
tenzagenturen ist eine individuelle und
präventive Betreuung. Ausgehend von
den Erfordernissen des Arbeitsmarktes er-
stellen die Betreuer gemeinsam mit den
Jugendlichen einen individuellen Ent-
wicklungsplan für den Ausbildungs- und
Berufsweg. Grundlage ist ein Profil, in dem
die beruflichen Interessen ebenso wie die
Stärken und Schwächen der jungen Frau-
en und Männer herausgearbeitet wurden.
Die Kompetenzagenturen arbeiten lokal
eng mit Arbeitsamt, Jugend- und Sozial-
amt sowie Schulen, Betrieben und ande-
ren Institutionen zusammen. Der/ die Ju-
gendliche selbst hat dabei statt vieler
AnsprechpartnerInnen in verschiedenen
Ämtern nur noch eine Person, die für ihn/
sie zuständig ist.

Weitere Informationen unter: www.
kompetenzagenturen.de

Wegweiser für
benachteiligte Jugendliche

Kompetenzagenturen
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KOMMENTAR

Deutschland ein Zuwanderungsland
Zuwanderung ist seit langem eine Realität
in Deutschland. Sie ist eine Tatsache, eine
Gestaltungsaufgabe, eine Chance mit Her-
ausforderungen und Risiken. Deutschland
ist ein Zuwanderungsland. Das gilt für Ge-
schichte und Gegenwart. Zuwanderer aus
Europa und aller Welt haben entscheidend
zu Kultur und Wohlstand, Weltoffenheit und
Dynamik unseres Landes beigetragen.
Deutschland war ebenfalls immer wieder
Auswanderungsland, weil die politischen,
die religiösen, die wirtschaftlichen und so-
zialen Verhältnisse dazu zwangen. Insofern
verbindet sich das Phänomen der Wande-
rung (Migration) mit vielen Facetten: Flucht
und Vertreibung, Not und Elend, Befreiung
aus Unterdrückung, Verfolgung und Tod,
Suche nach besseren Lebensmöglichkeiten,
Entdeckung anderer und neuer Lebens-
welten.  Zuwanderer und Zuwanderinnnen
verändern zugleich den Alltag des Zusam-
menlebens im Aufnahmeland, das gilt in
erster Linie auf Ebene der Städte und Ge-
meinden. Aber sie verändern langsamer
oder schneller auch das Miteinander auf
allen Ebenen der Gesellschaft. Denken wir
an den wichtigsten Satz: „Wir haben Gast-
arbeiter angeworben und gekommen sind
Menschen.“ Zuwanderung hat Auswirkung
auf Bildung und Ausbildung, Arbeitsmarkt,
Wohnungswesen, Gesundheit, Vielfalt der
Religionen und der Religionsausübung.
Gewiss hat sich das Migrationsverhalten
verändert.  Das klassische Muster von Aus-
und Einwanderung gilt heute viel weniger.
Wir haben es häufiger mit Durchwanderern
(befristete Aufenthaltsdauer) und Pendel-
wanderern zu tun (mehrfacher Wechsel
zwischen Aufhalt außerhalb des Heimat-
landes und Rückkehr ins Herkunftland).
Migranten leisten nämlich selbst den höchs-
ten Anteil zur Unterstützung ihres Heimat-
landes (siehe Bericht der Weltbank 2002).

Deutschland ist ein Einwanderungsland.
Diese Tatsache hat die Politik lange be-
stritten. Erst 2000 wurde ein Paradigmen-
wechsel vollzogen, der weitreichende

von Prof. Dr. Rita Süssmuth

Der Sachverständigenrat für Zuwanderung
und Integration: Seine Aufgaben und Seine Notwendigkeit

Konsequenzen für die Integration, aber
auch für die Aufnahme von Migranten hat.
Mit dem Einsatz der „Unabhängigen
Kommission Zuwanderung“ der Bundes-
regierung 2000 sollten und wurden vor-
bereitende Arbeiten für eine neue Gesetz-
gebung erarbeitet werden. Die Gesetz-
gebungsarbeit ist erfolgt. Die Geschichte
dieses Gesetzes ist mit allen ihren Schwie-
rigkeiten bekannt.  Sie ist parlamentarisch
nicht abgeschlossen. Aber es gilt weiter-
hin: wir brauchen ein Gesetz, um dieser
weltweiten und nationalen Aufgabe ge-
recht zu werden.
Zuwanderung ist eine Tatsache, eine
Gestaltungsaufgabe, eine Chance mit
Herausforderungen, Bereicherungen und
auch Risiken.  Sie ist eine anhaltende Auf-
gabe, braucht Wissengrundlagen und
Prozesswissen für politische Entscheidun-
gen. Sie braucht Transparenz für alle Be-
teiligten, Bürgerschaft und Politik, sie
braucht Aufklärung in die Öffentlichkeit
hinein. Es gilt Zuwanderung zu gestalten
und Integration zu fördern.

Der Sachverständigenrat
Aus diesem Grund wurde der Sachver-
ständigenrat für Zuwanderung und Integra-
tion am 26. Mai 2003 von der Bundesre-
gierung  durch Bundesinnenminister Otto
Schily eingesetzt.  Der Rat ist für vier Jahre
einberufen auf Basis der Organisations-
gewalt laut Artikel §65 Satz 2 des Grund-
gesetzes. Der Zuwanderungsrat hat die
Aufgabe das Migrationsgeschehen in
Deutschland zu beobachten und dieses zu
begutachten. Nach dem Errichtungserlass
wird die Aufgabe folgenderweise definiert
„1. Regelmäßig die innerstaatlichen Auf-
nahme- und Integrationskapazitäten sowie
die aktuelle Entwicklung der Wanderungs-
bewegungen darzustellen. 2. Jährlich ein
Gutachten zum aktuellen Stand der Zu-
wanderungsbewegungen in der Bundes-
republik Deutschland und zu deren abseh-
barer Entwicklung zu erstatten ... Das Gut-
achten soll außerdem Aussagen zu den
Auswirkungen der Zuwanderung auf die

Wirtschaft und den Arbeitsmarkt enthalten.“
Der Zuwanderungsrat kann bis zu sieben
Mitglieder haben. Gegenwärtig besteht
der Zuwanderungsrat aus sechs Mitglie-
dern die über besondere Kenntnisse im
Bereich der Bevölkerungswissenschaft,
der Arbeitsmarktpolitik, der Migration
oder der Integration verfügen. Mitglieder
sind: Herr Prof. Dr. Klaus J. Bade, Herr
Christoph Kannengießer, Herr Dr. Gerd
Landsberg, Herr Heinz Putzhammer, Herr
Prof. Dr. Gert G. Wagner.  Der Vorsitz liegt
bei mir, stellvertretender Vorsitzender Prof.
Dr. Bade. Der Rat erlangt wichtige Er-
kenntnisse und Daten für seinen Bericht
durch eigene Recherche, Expertisen und
Expertenanhörungen. Sitzungen des Ra-
tes finden regelmäßig statt.

Der Rat hat eine zentrale Aufgabe zu leis-
ten, indem er die Migrationsrealität und
ihre Komplexität aufarbeitet. Es gilt Trends
der Zuwanderung frühzeitig zu erkennen
und Integrationsprozesse zu bewerten.
Besonders wichtig bei der Arbeit des Zu-
wanderungsrates ist es, dass regelmäßig
zuwanderungsrelevante Daten erhoben
werden.

Der Rat muss die Entwicklung der Migra-
tion und Integration für die Gesellschaft
und Politik besser verständlich machen und
die zukünftige Entwicklung, sowie die
Integrationskapazität bewerten. Das eu-
ropäische und multinationale Migrations-
geschehen soll in die Zuwanderungs-
analysen stärker eingebettet werden. Es
gilt, veränderten Realitäten Rechnung zu
tragen, Migration zu gestalten durch
Aufnahmesteuerung soweit sie möglich ist,
durch Öffnung und Begrenzung, durch
Integrationsangebote und Integrations-
verpflichtung. Wir brauchen ein friedlichen
Miteinander. Das eine ist die Gestaltungs-
aufgabe der Politik, das andere ist die Leis-
tung der Zivilgesellschaft. Letztere hat in
der Vergangenheit und das gilt gerade
auch für die Gewerkschaften einen wich-
tigen Integrationsbeitrag geleistet.
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